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I. BUNDESGESETZBLATT 

 
BGBl I 67/2023 

Kundmachung des Bundeskanzlers über die Aufhebung des § 1 Abs 5 und des § 12 Abs 4 letzter Satz des Bauarbeiter-

Schlechtwetterentschädigungsgesetzes 1957 durch den VfGH 

 

BGBl II 189/2023 

Verordnung der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie, mit der die Klimabo-

nus-Abwicklungsverordnung geändert wird 

 

BGBl II 190/2023 

Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die Fleischuntersu-

chungsverordnung 2006 geändert wird 

 

BGBl II 191/2023 

Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, Regionen und Wasserwirtschaft, mit der die DAC-Verordnung 
„Leithaberg“, die DAC-Verordnung „Rosalia“, die DAC-Verordnung „Traisental“, die DAC-Verordnung „Wiener Gemischter Satz“, 
die DAC-Verordnung „Wachau“, die DAC-Verordnung „Kremstal“, die DAC-Verordnung „Südsteiermark“, die DAC-Verordnung 
„Vulkanland Steiermark“, die DAC-Verordnung „Weststeiermark“, die Sektbezeichnungsverordnung, die Rebsortenverord-
nung, die Verordnung über das Genehmigungssystem für Rebpflanzungen und die Weinbezeichnungsverordnung geändert 
werden sowie die DAC-Verordnung „Eisenberg“ und die DAC-Verordnung „Thermenregion“ neu erlassen werden (Weinrecht-
Sammelverordnung 2023) 

 

BGBl II 192/2023 

Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, Regionen und Wasserwirtschaft zur Durchführung des Bil-
dungsdokumentationsgesetzes 2020 für Bildungseinrichtungen des Schul- und Erziehungswesens im Bereich der land- und 
forstwirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen (Bildungsdokumentationsverordnung für land- und forstwirtschaftliche Be-
rufs- und Fachschulen 2023 – lfs BilDokVO 2023) 

 

  

AUSGABE 26 | 30.06.2023 

 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2023_I_67/BGBLA_2023_I_67.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2023_II_189/BGBLA_2023_II_189.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2023_II_190/BGBLA_2023_II_190.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2023_II_191/BGBLA_2023_II_191.pdfsig
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblAuth/BGBLA_2023_II_192/BGBLA_2023_II_192.pdfsig


BGBl II 193/2023 

Verordnung der Bundesregierung über die Befugnisse der zum Auslandseinsatz in den Irak entsendeten Personen (NMI-
Verordnung) 

 

BGBl II 194/2023 

Verordnung des Bundesministers für Finanzen und der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation 
und Technologie über den Absetzbetrag für begünstigte Investitionen im Rahmen der Energiekrisenbeiträge (EKB-Inves-
titionsVO) 

 

BGBl II 195/2023 

Verordnung des Bundesministers für Finanzen und der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation 
und Technologie zur Umsetzung des Bundesgesetzes über den Energiekrisenbeitrag-Strom (EKB-S-UmsetzungsVO) 

 

BGBl II 196/2023 (Anlage 1; Anlage 2) 

Verordnung des Bundesministers für Finanzen über die Abfrage von sensiblen Daten 2023 nach dem Transparenzdatenbank-
gesetz 2012 (Transparenzdatenbank-Abfrageverordnung 2023) 

 

BGBl II 197/2023 

Entschließung des Bundespräsidenten betreffend die Festsetzung der Zahl der von den Ländern in den Bundesrat zu entsen-
denden Mitglieder 

 

BGBl II 198/2023 (Anhang 1) 

Verordnung der Österreichischen Nationalbank zur Systemsicherheit von Zahlungssystemen 

 

BGBl II 199/2023 

Verordnung der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie über eine ab-
schnittsbezogene Geschwindigkeitsüberwachung 2023 im Abschnitt Gmünd-Spittal/Millstätter See der A 10 Tauern Auto-
bahn (Section Control-Messstreckenverordnung A 10 2023) 

 

BGBl II 200/2023 (Anlage 1; Anlage 2; Anlage 3; Anlage 4)  

Verordnung der Vorständin der Österreichischen Postbus Aktiengesellschaft über die Anpassung der Bezüge und Zulagen 
für die gem § 17 Abs 1a des Poststrukturgesetzes (PTSG) der Österreichischen Postbus Aktiengesellschaft zur Dienstleis-
tung zugewiesenen Beamten (Postbus – Bezügeverordnung 2023) 

 

BGBl II 201/2023 

Verordnung des Bundeseinigungsamts beim Bundesministerium für Arbeit und Wirtschaft, mit der die Punktation (Neufassung 
der kollektivvertraglichen Löhne und Gehälter sowie der Lehrlingseinkommen) zum Kollektivvertrag für DienstnehmerInnen in 

Zeitungsdruckereien, welche Zeitungen im Rollendruck produzieren, zur Satzung erklärt wird 

 

BGBl II 202/2023 

Verordnung der Bundesministerin für Justiz, mit der die Schwellenwerteverordnung 2023 geändert wird 

 

BGBl III 102/2023 (Anlage) 

Übereinkommen zwischen der Regierung der Republik Österreich und der Regierung der Republik Serbien über militärische 
Zusammenarbeit 
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II. AMTSBLATT DER EU 

 
ABl L 165 v 29.06.2023, 1 

Verordnung (EU) 2023/1230 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2023 über Maschinen und zur Aufhe-
bung der Richtlinie 2006/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Richtlinie 73/361/EWG des Rates 

 

ABl L 165 v 29.06.2023, 103 

Verordnung (EU) 2023/1231 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2023 mit besonderen Vorschriften für 
den Eingang nach Nordirland aus anderen Teilen des Vereinigten Königreichs von bestimmten Sendungen mit Einzelhan-
delswaren, zum Anpflanzen bestimmten Pflanzen, Pflanzkartoffeln, Maschinen, Geräten und Fahrzeugen, die für land- oder 
forstwirtschaftliche Zwecke genutzt wurden, sowie für die Verbringung bestimmter Heimtiere nach Nordirland zu anderen als 
Handelszwecken 

 

III. VFGH, VWGH, VERWALTUNGSGERICHTE 

 
A. VERFASSUNGSGERICHTSHOF 

 
13.06.2023, V 161/2022 

COVID-19-MaßnahmenG; Wr COVID-19-BasismaßnahmenbegleitVO; keine Verletzung im Gleichheitsrecht betreffend Per-
sonen, bei denen neutralisierende Antikörper nachweisbar sind, da keine Benachteiligung vorliegt; kein Verstoß gegen §§ 3 
und 4 COVID-19-MaßnahmenG und Art 8 EMRK, da die Einlassregelungen der §§ 2 Abs 1 Satz 1 und 3 Satz 1 Wr COVID-
19-BasismaßnahmenbegleitVO in einer Gesamtbetrachtung im Zeitpunkt der Erlassung vom Landeshauptmann zurecht für 
erforderliche und angemessene Maßnahmen erachtet wurden  

 

13.06.2023, E 2174/2022 

Allgemeines SozialversicherungsG; FamilienlastenausgleichsG; ABGB; Verletzung im Recht auf Gleichheit aller Staats-
bürger vor dem Gesetz; eine bewusste Differenzierung des Gesetzgebers zwischen leiblichen Kindern und Pflegekindern 
hinsichtlich der anspruchsberechtigten Pflegepersonen müsste aus besonderen Gründen sachlich gerechtfertigt sein; die Ge-
währung von Familienbeihilfe und Möglichkeit der Selbstversicherung in der Pensionsversicherung für Zeiten der Pflege 
eines behinderten Pflegekinds nach § 18a Allgemeines SozialversicherungsG sei auch nach Eintritt der Volljährigkeit des 
Pflegekinds möglich; es handelt sich somit um ein Pflegekind iSd § 2 Abs 3 lit d FamilienlastenausgleichsG 

 

15.06.2023, G 137/2023 

Bauarbeiter-SchlechtwetterentschädigungsG; Bauarbeiter-Urlaubs- und AbfertigungsG; ArbeitskräfteüberlassungsG; 
Verstoß der Verpflichtung zur Entrichtung von Schlechtwetterentschädigungsbeiträgen für Stuckateur- und Trockenausbau-
erbetriebe ausschließlich im Falle der Arbeitskräfteüberlassung gegen den Gleichheitssatz; Ungleichbehandlung mit Stu-
ckateur- und Trockenausbauerbetrieben, die vom Anwendungsbereich des Bauarbeiter-SchlechtwetterentschädigungsG – im 
Gegensatz zu Arbeitskräfteüberlassungsbetrieben – nicht (mehr) erfasst sind 

 

15.06.2023, Wl 1/2023 

Bgld GemeindewahlO; Bgld GemeindeO; Bgld LandtagswahlO; VfGG; keine Stattgabe der Anfechtung der Wahl des Ge-
meindevorstands der Stadtgemeinde Mattersburg vom 25.10.2022; keine verfassungsrechtlichen Bedenken gegen das – be-
reits bei der Wahl des Gemeinderats angewandte und daran anknüpfende – d'Hondt'sche Verfahren bei der Wahl des Ge-
meindevorstands; Vergabe des Mandats – auf welches gleiche rechnerische Ansprüche bestehen – an jene Partei mit der 

größeren Parteisumme, liegt im Gestaltungsspielraum des Wahlgesetzgebers 
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15.06.2023, Wl 2/2023 

Bgld GemeindewahlO; VfGG; Stattgabe der Anfechtung der Stichwahl zum Bürgermeister einer burgenländischen Gemeinde; 
Zuständigkeit der Gemeindewahlbehörde für die Vorlage von Wahlakten; keine Möglichkeit der Überprüfung der Wahl anhand 
von unbedenklichen Unterlagen wegen rechtswidriger Öffnung der Wahlakten durch die Wahlleiterin im Zuge der Wahlakten-
vorlage an die Landeswahlbehörde; Verletzung des Gebots der sicheren Verwahrung mangels gesetzlicher Grundlage der 
Öffnung oder Ermächtigung durch die Gemeindewahlbehörde 

 

15.06.2023, Wl 4/2023 

Ktn LandtagswahlO; ParteienG; VfGG; keine Stattgabe der Anfechtung der Wahl des Kärntner Landtags; keine Rechtswid-
rigkeit des Wahlverfahrens da keine unzulässige Beeinflussung der Wahlwerbung; Parteibezeichnung einschließlich der Kurz-
bezeichnung ist ein unteilbares Ganzes; keine Unsachlichkeit, dass zu öffentlichen Debatten nur die im Nationalrat und im 
Kärntner Landtag vertretenen Parteien eingeladen wurden; Ausgestaltung eines Vorzugsstimmensystems liegt im Gestal-

tungsspielraum des Wahlgesetzgebers 

 

B. VERWALTUNGSGERICHTSHOF 

 

19.05.2023, Ra 2020/06/0116 

Vlbg BauG; nach Rsp des VwGH ist bei einem einheitlichen Bauvorhaben grds der gesamte Bau Gegenstand eines baupo-

lizeilichen Abtragungsauftrags; ein Abbruchauftrag bloß für Teile einer Baulichkeit kommt nur dann in Betracht, wenn die 

rechtlich nicht sanierbaren konsenswidrigen oder konsenslosen Teile vom übrigen Teil des Baus trennbar sind; mit der Frage, 

ob der Zaun ohne die Geländeanschüttung bestehen bleiben könnte und damit im Sinne der Judikatur von dieser trennbar ist, 

setzte sich das LVwG unter Missachtung der genannten Rsp nicht auseinander, weshalb das angefochtene Erkenntnis schon 

aus diesem Grund wegen inhaltlicher Rechtswidrigkeit aufzuheben ist 

 

25.05.2023, Ra 2022/01/0155 

VersammlungsG; AVG; Prüfungsbefugnis der VwG ist keine unbegrenzte; „Sache“ des Beschwerdeverfahrens ist nur jene 

Angelegenheit, die den Inhalt des bescheidmäßigen Spruchs der belangten Behörde gebildet hat; der äußerste Rahmen für die 

Prüfbefugnis des VwG ist daher die „Sache“ des bekämpften Bescheids; bei der Auslegung der Beschwerdebegründung 

und des Beschwerdeantrags ist ausgehend von der Rsp des VwGH zur Auslegung des Begriffs „begründeter Berufungsantrag“ 

in § 63 Abs 3 AVG kein übertriebener Formalismus anzuwenden; es genügt, wenn die Beschwerde erkennen lässt, was die 

Partei anstrebt und womit sie ihren Standpunkt vertreten zu können glaubt 

 

C. VERWALTUNGSGERICHTE 

 
BVwG 22.05.2023, W194 2241962-1  

Audiovisuelle Mediendienste-G; KommAustria-G; VwGVG; das Datum des Abrufs der Sendungen des audiovisuellen Me-
diendiensts auf Abruf durch die belangte Behörde ist zu ergänzen, da sich die getroffenen Feststellungen ausdrücklich auf 
diesen Tag beziehen; die Feststellung einer Rechtsverletzung als Teil des Sachverhalts bedarf auch der Angabe des konkreten 
Datums, an dem durch die belangte Behörde in die Sendungen Einsicht genommen wurde 

 

LVwG Oö 15.05.2023, LVwG-605658 

VStG; mit (der Verfahrensanordnung) der Übertragung der Durchführung eines Strafverfahrens an die Behörde am Wohnsitz 
(Aufenthalt) wurde eine Änderung der örtlichen Zuständigkeit der Behörden herbeigeführt; die Behörde, an die das Verfahren 
delegiert wird, kann ihre Zuständigkeit nicht ablehnen und die Angelegenheit auch nicht rückübertragen; die Delegation 
bewirkte den Zuständigkeitsübergang; die delegierende Behörde war insofern zur Erlassung eines Straferkenntnisses nicht 

(mehr) zuständig 
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IV. GERICHTSHOF DER EUROPÄISCHEN UNION 

 

A. GERICHTSHOF 

 
29.06.2023, verb Rs C-501/22 u C-504/22, Interfel 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Landwirtschaft und Fischerei – Gemeinsame Marktorganisation – Verordnung (EU) Nr 
1308/2013 – Art 164 Abs 1 und 4 – Vermarktungsnormen – Ausdehnung einer Branchenvereinbarung – Vereinbarung, deren 
Vorschriften strenger sind als jene der Europäischen Union 

 

29.06.2023, Rs C-232/22, Cabot Plastics Belgium 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Mehrwertsteuer – Richtlinie 2006/112/EG – Art 44 – Ort der Dienstleistung – Durchführungs-
verordnung (EU) Nr 282/2011 – Art 11 Abs 1 – Dienstleistungen – Ort der steuerlichen Anknüpfung – Begriff ‚feste Nieder-
lassung‘ – Von der personellen und technischen Ausstattung her geeignete Struktur – Fähigkeit, Dienstleistungen für den eige-
nen Bedarf der festen Niederlassung zu empfangen und zu verwenden – Lohnveredelungsleistungen und Nebenleistungen 
– Exklusive vertragliche Verpflichtung zwischen einer dienstleistenden Gesellschaft in einem Mitgliedstaat und einer Empfän-
gergesellschaft mit Sitz in einem Drittstaat – Rechtlich unabhängige Gesellschaften 

 

29.06.2023, Rs C-220/22, Kommission/ Portugal (Valeurs limites – NO2) 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats – Umwelt – Richtlinie 2008/50/EG – Luftqualität – Systematische und andauernde 
Überschreitung des Jahresgrenzwerts für Stickstoffdioxid (NO2) – Geeignete Maßnahmen – So kurz wie möglich gehaltener 

Zeitraum der Nichteinhaltung 

 

29.06.2023, Rs C-211/22, Super Bock Bebidas 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Wettbewerb – Kartelle – Art 101 AEUV – Vertikale Vereinbarungen – Mindestpreise für den 
Weiterverkauf, die ein Lieferant seinen Vertriebshändlern vorschreibt – Begriff ‚bezweckte Wettbewerbsbeschränkung‘ – Be-
griff ‚Vereinbarung‘ – Nachweis der Willensübereinstimmung zwischen dem Lieferanten und seinen Vertriebshändlern – Praxis, 
die nahezu das gesamte Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats abdeckt – Beeinträchtigung des Handels zwischen Mitgliedstaaten 
– Verordnung (EG) Nr 2790/1999 und Verordnung (EU) Nr 330/2010 – Kernbeschränkung 

 

29.06.2023, Rs C-108/22, Dyrektor Krajowej Informacji Skarbowej (TVA - Agrégateur de services hôteliers) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Gemeinsames Mehrwertsteuersystem – Richtlinie 2006/112/EG – Sonderregelung für Rei-
sebüros – Anwendungsbereich – Konsolidierer von Beherbergungsdienstleistungen, der diese Leistungen im eigenen Namen 

kauft und ohne zusätzliche Leistungen an andere Gewerbetreibende verkauft 

 

29.06.2023, verb Rs C-829/21 u C-129/22, Stadt Frankfurt am Main (Renouvellement d’un permis de séjour dans le deu-
xième État membre) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Einwanderungspolitik – Rechtsstellung der langfristig aufenthaltsberechtigten Drittstaats-
angehörigen – Richtlinie 2003/109/EG – Art 9 Abs 4 Unterabs 2, Art 14 Abs 1, Art 15 Abs 4 Unterabs 2, Art 19 Abs 2 und Art 
22 – Anspruch Drittstaatsangehöriger auf die Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten in einem Mitglied-
staat – Ausstellung einer unbefristeten ‚langfristigen Aufenthaltsberechtigung – EU‘ durch den ersten Mitgliedstaat – Dritt-
staatsangehöriger, der sich während eines Zeitraums von mehr als sechs Jahren nicht im ersten Mitgliedstaat aufgehalten hat 
– Daraus folgender Verlust der Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten – Antrag auf Verlängerung eines 
vom zweiten Mitgliedstaat nach den Bestimmungen des Kapitels III der Richtlinie 2003/109/EG erteilten Aufenthaltstitels – Ab-
lehnung des Antrags durch den zweiten Mitgliedstaat wegen Verlusts dieser Rechtsstellung – Voraussetzungen 

 

29.06.2023, Rs C-763/21 P, TUIfly/ Kommission 

Rechtsmittel – Staatliche Beihilfen – Maßnahmen, die die Republik Österreich zugunsten des Flughafens Klagenfurt, von 
Ryanair und von anderen Fluggesellschaften, die diesen Flughafen nutzen, durchgeführt hat – Beschluss, mit dem die Beihil-
femaßnahmen für teilweise mit dem Binnenmarkt unvereinbar erklärt werden – Art 107 Abs 1 AEUV– Marktwirtschaftlich han-
delnder privater Kapitalgeber – Ex-ante-Analyse der inkrementellen Rentabilität – Langfristige Rentabilität des Flughafens – 
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Anwendbarkeit – Art 107 Abs 3 Buchst c AEUV – Beihilfen zur Förderung der Entwicklung gewisser Wirtschaftszweige oder 
Wirtschaftsgebiete – Maßgebliches Kriterium für die Beurteilung der Vereinbarkeit mit dem Binnenmarkt – Rentabilität neuer 
Flugverbindungen 

 

29.06.2023, Rs C-756/21, International Protection Appeals Tribunal ua (Attentat au Pakistan) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Gemeinsame Politik im Bereich Asyl und subsidiärer Schutz – Richtlinie 2004/83/EG – 
Mindestnormen für die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft oder des subsidiären Schutzstatus – Art 4 Abs 1 Satz 2 – 
Zusammenarbeit des Mitgliedstaats mit dem Antragsteller bei der Prüfung der für seinen Antrag maßgeblichen Anhaltspunkte 
– Umfang – Generelle Glaubwürdigkeit eines Antragstellers – Art 4 Abs 5 Buchst e – Prüfungskriterien – Gemeinsame Ver-
fahren für die Zuerkennung des internationalen Schutzes – Richtlinie 2005/85/EG – Angemessene Prüfung – Art 8 Abs 2 und 
3 – Gerichtliche Kontrolle – Art 39 – Umfang – Verfahrensautonomie der Mitgliedstaaten – Effektivitätsgrundsatz – Angemes-
sene Frist für den Erlass einer Entscheidung – Art 23 Abs 2 und Art 39 Abs 4 – Folgen eines eventuellen Verstoßes 

 

29.06.2023, Rs C-543/21, Verband Sozialer Wettbewerb (Contenants consignés) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Verbraucherschutz – Angabe der Preise für Erzeugnisse – Richtlinie 98/6/EG – Art 2 Buchst 
a – Begriff ‚Verkaufspreis‘ – Waren, die in Pfandbehältern verkauft werden – Nationale Regelung, nach der der Pfandbetrag 
neben dem Verkaufspreis anzugeben ist 

 

29.06.2023, Rs C-444/21, Kommission/ Irland (Protection des zones spéciales de conservation) 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats – Umwelt – Richtlinie 92/43/EWG – Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der 
wildlebenden Tiere und Pflanzen – Besondere Schutzgebiete – Atlantische biogeografische Region – Art 4 Abs 4 und Art 6 
Abs 1 – Unterbliebene Ausweisung besonderer Schutzgebiete und unterbliebene Festlegung der Erhaltungsziele – Unter-

bliebene oder nicht ausreichende Erhaltungsmaßnahmen 

 

SCHLUSSANTRÄGE 

 
29.06.2023, Rs C-107/23 PPU, Lin (GA Sánchez-Bordona) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Schutz der finanziellen Interessen der Union – Mehrwertsteuerbetrug – Art 325 Abs 1 AEUV 
– SFI-Übereinkommen – Richtlinie (EU) 2017/1371 – Verpflichtung zur Bekämpfung von Betrug zum Nachteil der finanziellen 
Interessen der Union durch abschreckende und wirksame Maßnahmen – Entscheidung 2006/928/EG – Verfahren für die Zu-
sammenarbeit und die Überprüfung der Fortschritte Rumäniens bei der Erfüllung bestimmter Vorgaben in den Bereichen Jus-
tizreform und Korruptionsbekämpfung – Verjährungsfrist in Strafsachen – Urteil, mit dem die nationalen Vorschriften über 
die Unterbrechung der Verjährung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit für verfassungswidrig erklärt werden – Systemi-
sche Gefahr der Straflosigkeit – Schutz der Grundrechte – Art 49 Abs 1 letzter Satz der Charta – Grundsatz der rückwirkenden 
Anwendung des milderen Strafgesetzes (lex mitior) – Nationaler Schutzstandard für die Grundrechte – Verpflichtung der 
nationalen Richter, den Urteilen der Curtea Constituțională (Verfassungsgerichtshof) volle Wirksamkeit zu verschaffen – Dis-
ziplinarische Verantwortlichkeit der Richter im Fall der Nichtbeachtung dieser Entscheidungen – Befugnis, Entscheidungen 
der Curtea Constituțională (Verfassungsgerichtshof), die nicht mit dem Unionsrecht vereinbar sind, unangewendet zu lassen – 
Grundsatz des Vorrangs des Unionsrechts 

 

29.06.2023, Rs C-497/22, Roompot Service (GA de la Tour) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen – Gerichtliche Zuständigkeit und Vollstreckung 
von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen – Verordnung (EU) Nr 1215/2012 – Ausschließliche Zuständigkeiten – Art 
24 Nr 1 Abs 1 – Rechtsstreitigkeiten über die Miete oder Pacht von unbeweglichen Sachen – Reservierung eines Bungalows 
in einem Ferienpark – Vertrag über die kurzzeitige Gebrauchsüberlassung oder Zurverfügungstellung zwischen einer Privatper-

son und einem Tourismusunternehmen, das diesen Park betreibt – Weitere Dienstleistungen 

 

29.06.2023, Rs C-311/22, Moesgaard Meat 2012 (GA Kokott) 

Vorabentscheidungsersuchen– Richtlinie 2010/75 – Industrieemissionen – Integrierte Vermeidung und Verminderung der 
Umweltverschmutzung – Genehmigung – Betrieb von Schlachthäusern – Produktionskapazität – Schlachtkörper – Tägliche 
Produktionskapazität 
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https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=275042&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=42420
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29.06.2023, Rs C-61/22, Landeshauptstadt Wiesbaden (GA Medina) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Verordnung [EU] 2019/1157 – Erhöhung der Sicherheit der Personalausweise von Unions-
bürgern – Art 3 Abs 5 – Verpflichtung zur Abnahme von Fingerabdrücken und zu deren Speicherung auf einem hochsicheren 
Speichermedium – Gültigkeit – Rechtsgrundlage – Art 21 Abs 2 AEUV – Art 77 Abs 3 AEUV – Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union – Art 7 und 8 – Achtung des Privat- und Familienlebens – Schutz der personenbezogenen Daten – Art 52 
Abs 1 – Verhältnismäßigkeitsgrundsatz – Datenschutz-Grundverordnung – Art 35 Abs 10 – Datenschutz-Folgenabschät-
zung 

 

B. GERICHT 

 
Keine relevanten Urteile im Berichtszeitraum. 

 

V. EUROPÄISCHER GERICHTSHOF FÜR MENSCHENRECHTE 

 
22.06.2023, Beschwerde Nr 10794/12, Giuliano Germano/Italien 

Verletzung von Art 8 EMRK (Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens); polizeiliche Verwarnung des BF in einem 
Stalking-Präventionsverfahren ohne angemessenen Rechtsschutz gegen Missbrauch; keine Befristung der Wirkungen der 
Verwarnung und kein Recht, ihre Überprüfung oder Aufhebung zu erwirken; erheblicher Ausschluss des BF vom Entschei-
dungsprozess ohne nachweisliche Gründe für die Dringlichkeit; unzureichende gerichtliche Überprüfung der tatsächlichen 
Grundlagen und der Rechtmäßigkeit, Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit der Maßnahme durch die Justizbehörden; Fehlen 

sachdienlicher und ausreichender Gründe; unzureichende Verfahrensgarantien 

 

27.06.2023, Beschwerde Nr 7336/11, Negru/Republik Moldau 

Verletzung von Art 8 EMRK (Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens); Entscheidung des Staatsanwalts, die BF auf 
die Fahndungsliste zu setzen und die Informationen zusammen mit ihrem Foto in den Räumlichkeiten einer Polizeistation zu 
veröffentlichen; Fehlen von Garantien gegen willkürliche Eingriffe ; keine Möglichkeit einer unabhängigen und sinnvollen Kon-
trolle und Überprüfung; Staatsanwalt mit praktisch uneingeschränktem Handlungsspielraum; Entscheidung nicht „im Einklang 
mit dem Gesetz" 

 

27.06.2023, Beschwerde Nr 22515/14, Bryan u.a./Russland 

Verletzung von Art 5 EMRK (Recht auf Freiheit und Sicherheit); Verletzung von Art 10 EMRK (Freiheit der Meinungsäuße-
rung); zwischenstaatliches Schiedsverfahren nach dem Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen über die Festnahme 
eines unter niederländischer Flagge fahrenden Schiffs und der an Bord befindlichen Greenpeace-Aktivisten; rechtswidrige 
Festnahme und Inhaftierung; unangekündigte Festnahme der BF an Bord des Schiffs nach einem Protest gegen eine Offs-
hore-Ölbohrplattform in der Pechora-See innerhalb der ausschließlichen Wirtschaftszone der Russischen Föderation; spätere 
Festnahme und Inhaftierung willkürlich; Rechtswidrigkeit der Festnahme mit Auswirkungen auf die Rechtmäßigkeit des Eingriffs 

 

27.06.2023, Beschwerde Nr 11643/20, Ispiryan/Litauen 

Keine Verletzung von Art 6 EMRK (Recht auf ein faires Verfahren); Entscheidung, die BF während eines gegen sie anhängigen 
Strafverfahrens aus dem Amt der Schuldirektorin zu entfernen, verstößt nicht gegen das Recht auf Unschuldsvermutung; 
die angefochtenen Äußerungen lassen im Kontext betrachtet nicht erkennen, dass die BF von den städtischen Behörden als 

schuldig behandelt wurde 
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DISCLAIMER 
 
Bundesgesetzblatt: BGBl I vollständig; im Übrigen erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, 
Aktualität und Relevanz. 
Amtsblatt der EU: Aufgenommen werden sämtliche „Gesetzgebungsakte“; bei den „Rechtsakten ohne Gesetzescharakter“ 
sowie den „Mitteilungen und Bekanntmachungen“ erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, Ak-
tualität und Relevanz. 
Verfassungsgerichtshof: Erkenntnisse (mit Ausnahme von „Serien“) vollständig, bei den Beschlüssen erfolgt eine Auswahl 
nach Relevanz.* 
Verwaltungsgerichtshof und Verwaltungsgerichte: Auswahl nach Forschungsschwerpunkten der Institute (insb Baurecht, 
Energierecht, Gewerberecht, Hochschulwesen, Polizeirecht, Raumordnung, Technikrecht, Umweltrecht, Verwaltungsverfahren, 
Verwaltungsstrafrecht, Verwaltungsgerichtsbarkeit, Entscheidungen mit europarechtlicher Relevanz), Aktualität und Relevanz. 
Gerichtshof der EU: Vollständige Auflistung der Urteile und Schlussanträge.* 
Gericht der EU: Aufgenommen werden sämtliche Urteile mit Österreich-Bezug sowie Nichtigkeitsklagen gem Art 263 AEUV.* 
Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte: Urteile der Großen Kammer vollständig, Urteile und Beschlüsse einer Kam-
mer mit Österreich-Bezug vollständig, sonstige Entscheidungen nach Aktualität und Relevanz. 
 
* Die amtliche Auswertung (Leitsätze) des jeweiligen Gerichts wird wörtlich übernommen. 
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